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* a h X e n •

Am  1 . Jänner 1929 fand eine allgemeine «ufaleraufrahme
in ien statt . Da» gewonnene Xateri &l diente zur Anlegung neuer
i &hlerverzeiohnisse . Die Verzeichnisse wurden zur allgemeinen
Sinaiehtnahae in der Zeit von 1 * - 14 . Februar 1929 aufgelegt.

ehrend aer /.uflegungefriat wurden 5 - 959 dlaapriehe eingebracht;
in 2 . 836 Fallen wurde die Aufnahme , in 762 Fällen  die - treichung
und in 359 Füllen die äichtigstellung des Wählerverzeichnisses
begehrt . Die Zählung der wahlberechtigt er« nach Abschluss des
ansgruch » Verfahrens ergab 57 a • % 6  männliche u ;.d 711 *9 ^6 weib¬

liche , zusammen 1,282 . 412 Wahlberechtigte.
Durch die im Dezember 1929 zttetendegekcssBene Zweite

Bundesverfasaungsncveile wurde die Führung ständiger ahlerver-
zeichnisse festgesetzt , die alljährlich zweimal and zwar am
1 . Jänner und 1 . Juni durch einen honat zur allgemeinen Hinsicht
aufzulegen sind . Das . echt der Bundesbürger , während den Aufle-
gungsfrieten die Richtigstellung der « äfclerverzeiehnisse zu ver¬

langen , wurde verfs saun &sgeee t zlich festgeiegt * Als Stichtag
für die Beurteilung der ahlrechtserforaerniese wurde der letzte

lug der Auflegungsfrist best ! ist • Die Zweite Bunöesverfassunge-
novelle bestimmte ferner , aase in Gemeinden , die zum örtliche®
Urkungsbereiehe einer Bundespolizeibehdrde gehören , die -v&hler-
verzeichnisse von dieser Behörde unter Mitwirkung der Gemeinde

angelegt werden . Die näheren Bestimmun , en über die Anlegung der
äahlerverzeichnisee wurden einem Bundesgesetze Vorbehalten , a
dieses Dundesgesetz vom Kationalrat erat am  30 . Mürz 1930 be¬

schlossen wurde , ao ergab sich die Frage,ob für die Richtig¬
stellung der Wählerverzeichnisse aa 1 . Jänner 1930 die Bestim¬

mungen der Zweiten Bundesverfassungsnovelle oder diejenigen der
KationalratewahlVerordnung zu gelten hatten.

Kein Zweifel bestand zunächst darüber , dass die iäfaler-
verzeiohnisse mit Rücksicht auf die durch die Zweite Bunciesver-

fassun snoveile eingetretene na rung des wahlfähigen Alters
und des Stichtages für dis Beurteilung der ^ahlrechtserforder-
nicae neu angelegt werden mussten . Die Bundespolizeidirektion
stellte ^ unner 1930 unter Verwenduj .g der am 1 . Jenner 1929 vom
Magistrat angelegten iählerverzeichnisse neue Wühler ver ?.e ich-
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nisse her , die dann am 1 . Februar 1930 gemäß den Bestimmungen
der Katior .&lrstswahlordnung durch 2 Wochen zur allgemeinen Ein¬
sichtnahme aufgelegt wurden . Es wurden daher zum Teil die neuen
Bestimmungen der Zweiten Bundesverfassungsnovelle , zum feil
die der Rationalratswahlordnung angewendet . Während der zwei¬
wöchigen Auflegungefriat eit :d insgesamt 74 . 847 Einsprüche er¬
hoben worden ; in 38 . 087 Fällen wurde die Aufnahme , in 30 . 080
Fallen die Str iohung und in 6 . 680 Fällen die Berichtigung
d s Verzeichnisses begehrt . Im Anschlüsse an das Einspruchsver¬
fahren fand auch das in der Kationalrat »Wahlordnung vorgesehene
Berufungeverfahren statt.

Kooh ehe das Berufungsverfahren abgeschlossen wer,
erschien das in der Zweiten Bundesverfassungsnovelle angekün-
digte Bundeegeaets Uber die Anlegung ständiger Wählerverzeich¬
nisse ( Bürgerlisten ) ( Bund »sgeaetz vom 30 . Msrz 1930 , BGBl.
Kr . 8C) . Durch dieses Jesetz traten die Bestimmungen der Kational-
ratswahlordnung über die Anlegung und Richtigstellung der Wähler¬
verzeichnisse ausser Kraft.

Das neue Bürgerlistengesetz , das die Bezeichnung
•Bürgerliste * statt • Sählerverzeichnisse '* gebraucht , bestimmt,
dass die BUrgerliste alljährlich ia Monate Dezember neu anzu-
le, -en ist . Die erstmalige Anlegung der BUrgerliste wurde für
den Monat ai 1930 angeordnet . Die auf Grund der Wähl raufnähme
hergestellte Bürgerliste wurde ab 1 . Juni 1930 wahrend eines
Monats zur allgemeinen Einsicht aufgelegt . Die Gemeinde Wien
hat von der Bestimmung des $ 11 des Bürgerlistengesetzes , wonach
in Orten , in denen die Bundespolizeibehörde die Bürgerliste an¬
legt , die fesselnde das Recht hat , auch bei ihrem Amte Abschrif¬
ten der Bürgerliste aufzulegen , Gebrauch gemacht und in jedem
maxistratlechen Bezirksamts eine Auflegungseteile eingerichtet,
wo auch Einsprüche gegen die Bürgerllate eingebracht werden
konnten«

Die wichtigste Neuerung des Bürgerlistengesetzes gegen¬
über den Bestimmungen der Kationalratewahlordnung besteht darin,
dass die Entscheidung d*r insprüehe gegen die BUrgerliste be¬
sonderen iinapruchskommiseionen übertragen wurde , die endgültig
entscheiden . Din Berufungsverfahren , wie es in der Nationalrats-
wahlordnung vorgesehen war , findet nach dem B rgerlistengesetz
nicht statt . In Wien wurden über Verfügung des Landeshauptmannes
drei Einspruchskommissionen gebildet . Der Wirkungsbereich der
ersten Klnapruchskommieeion erstreckt sich auf die Gemeindete-



973
airke 1 - II , öle der zweit m  auf oie a ©üi©indeb© 2irke X - XV
und die der dritten Binsprttchsko &miseion auf die öeseinöebe-
air &e XVI - XXX. Die drei Ein spruchckommissionen hielten in
der Zeit von . itte Juni bis Ende Juli 1930 21 Sitzungen ab , in
denen insgesamt 20 *569 Einsprüche erledigt werden . 9 *7v4 Ein¬
sprüche begehrten di © Aufnahme , 5 *660 die Streichung und 7 *005
Einsprüche eine Berichtigung der Bürgerlist ©, hach Abschluss
des -.inspruchsverfahreris wurde die Bürgerliste richtiggestellt
und abgeschlossen.

Die Ende Juli abgeschlossene Bürgerliste wurde dann
der Nationalratswähl vom 9 * Xovember 1950 »u Drunde gelegt . Die
Aahl wurde am 5 * Oktober 1950 ausgeschrieben . Asb fünften läge
nach der Ausschreibung der Wahl begann das 1» % 25 des Bürger¬
list engesetses vorgesehene Streichungsverfahren , bei des alle
jene *ersor .en aus der Bürgerliste gestrichen wurden , die nach
Anlegung der Birgerliste gestorben waren oder ihr «ahlrecht nach
% 5 des Bürgerllstengesetses verloren hatten , über die von der
Bundespollseidlrektion beantragten Streichungen entschieden die
iinspruchskommissionen . Insgesamt wurden vor der fahl 5 *958

fersonen aus der Bürgerlist © gestrichen . Die nach Beendigung des
Streichungsverfahrens abgeschlossene Bürgerliste enthielt
565 *981 männliche und 713 *670 weibliche , sasammcn 1,279 *551
fehlberechtigte*

Unmittelbar nach der Ausschreibung der uhl ermittelte
der Magistrat di © Wahllokale . Der Einteilung Wiens in 1 *904
ahlsprengel entsprecnend , wurden vom Bürgermeister ebensoviele

Wahllokale bestimmt . Für joden Wahlsprengel .»urde eine Orts¬
wahlbehörde bestehend aus einem vom Bürgermeister bestellten
Ortawahlleiter , drei Beisitaern und drei Erent «männern gebildet.
Jede Ortswahlbehörde erhielt einen Schriftführer und je zwei Orts¬
wahlbehörden einen Ordner angewiesen . Die Abgabe der Stimmen er¬
folgte in der Zeit von 7 Ohr früh bis 5 Uhr nachmittags . 0m
8 Ohr abends hatten die meisten Ortswahlbehörden die Ctim ensäh-

lung beendet . Bemerkenswert © Zwischenfälle haben sich nirgends
ereignet . Der »ahlakt verlief vollkommen ruhig * Bereits um
10 Ohr abends konnte der Magistrat auf ürund der von den Schrift¬
führern mündlich oder telefonisch übermittelten Berichte das

Wahlergebnis «usa - raenstellen . Die o fisie le Feststellung des
Wahlergebnisses durch die 7 Wiener Kreiswahlbahörden erfolgte
erst in den frühen Morgenstunden des nächstan Tages.

Aß der AahlWerbung beteiligten sich folgende Parteien:
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Di © I-ozialdeaokratische Parts ! , die Christlichsoziale lartei
und hei atwohr , dar Nationale Llrtachafisblock und Londbu d
(FUhrung Ir»  Schober ) , die Lemokratische Mittelpartei , die Jü¬
dische Liste , die Kolonistisehe Iartet , der Heimatblock , die
österreichische Volkspartei , die nationalsozialistische deut¬
sch Arbeiterpartei ( Hitler Bewegung ) , dis Kaisertreue Volkspar-
tel ( Wolff - Verband ) und die Nationaldemokratische Vereinigung
(Höberth - lartel ) •

Von den 45 zu vergebenden Wiener Mandaten entfielen
im ersten Ermittlungsverfahren 27 Mandate auf die Sozialdemokra¬
tische Partei , 8 Mandate auf die hriatlichsoziele Partei und
1 Mandat auf den Nationalen • i rt achafts block und Landbund
(Führung Ir . Schober ) . Die Verteilung der 9 Hestssandate nah®
die wiener Verbanaswahlbehörds auf Grund der Heststimmen in den
7 fiener Wahlkreisen vor . Von den 9 Pestmandaten erhielten 3
Mandate die Sozialdemokratische lartei , 3 Mandate die Chriet-
lichsoziale Fariel und 3 Mandate der Nationale Älrtschaftsblock
und Landbund ( Führung Br . Schober ) .

Bin Vergleich mit den letzten ahlen ist schwer durch¬
führbar , da im Jahre 1927 die Christlicfesoziale Partei mit der
Gross .'.eutsehen Volkspartei unter der gerae Insassen Bezeichnung
*Einheitsliste " vor die Wähler trat . X® Jahre 1923 entfielen
auf die Sozialdemokratische Bartel 27 Mandate , auf die Christ¬
lichsoziale lartei 16 Mandate tnd auf die Grosadautsehe Volks¬

partei 2 «andate*
Im Jahre 1931 haben in den Monaten Jänner und Juni

die nach dem Bürgerl <$istengeaetz vorgeachrieber en inspruchs¬
verfahren stattgefunden . Im J irner - Verfahren sind insgesamt
15 *695 Einsprüche eingelangt ; 7 *522 Einsprüche betrafen Aufnähme
begehren , 5 *059 Einsprüche Streiohungsbegehren und 3 *114 Ein¬
sprüche Lerdchtigungsbegehren . Im Binsprucfasverfähren des Mona¬
tes Juni wurden 13 . 190 Einsprüche erhoben . De Zahl der Ein¬
sprüche verteilt sich auf 6 . 286 Aufnahmsbegehren , 5 *512 Strei¬
chung s - und 1 *392 Berichtigungsbegehren.

1s Juli 1931 hat der Wiener Landtag eine Kove le zur
Gemeindewahlordnung beschlossen , deren Bestimmungen bloß für
die la Jahre 1932 fälligen Gemeinderatswahlen gelten sollten.
Dis koveila sah die Verwendung der Bürgerliste bei den Geseinde-
ratswahlan und Bezlrksvertretungswahlen 1932 , ein besonderes
Beklamationsverfahren vor der fahl und die Einführung eines zwei
ten Ermittlungsverfahrens in Anlehnung an die Bestimmungen der



Nationalratewahlordnung vor 975
Voroinean &ele &enhQiten.

Die Bildung von Vereinen ist nach den Bestir -mun . ?n

des Vereinsgeeetzes vom 11?. .November 1867 , RGBl . Kr . 134 de»
Magistrat als Amt der Landesregierung anzuicelden . 1ha sind auch

die Falle der Änderung von Statuten oder der freiwilligen Auf¬
lösung von Vereinen bekountzugeben . Bi Vorhandensein gesetz¬
licher Hindernisse kann die Vereinsbildung untersagt oder ein
bestehender Verein aufgelöst werden . Über die Verändern *, ©n im

Vereinswesen .»lens geben die folgend n Zahlen Aufschluß:

Keugebildete Vereine (« ach de»
Vereif sgesetz v . J . 1867)

Änderungen der Statuten .

Breiwillige Auflösungen von Vereinen
öder Löschungen wegen Versieht der
Constituierung . . • • • • • .

Untersagte Vereinsbildüngen . .
Yereinsauflöaungen . .

Ausgestellte Bestandsbeacheinlgungen . •
Genehmigte Vereir -sat .Zeichen . . . . . . . . . .

-33 21
1 . 340

802

561
7

11
150

72

-ISflo
1 . 161

816

1 . 049
8
2

144
72

1 . 106

892

1 . 268
8
7

164

51

lie Zahl der in di © Kompetenz des Landestiauptiaann ■s
fallenden Vereinstildun Ben auf Orund des desetzes vom 26 . Kov.

1852 , H0B1 . Kr » 253 , ( Losvereine ) ,war gering.
Bai den Aktiengesellschaften sind ln den Jahren 1929

bis 1931 folgende Veränderungen zu verzeichnen:

Keugrindun, : en • • • •
Statutenänderungen
Löschungen . • • • • • •

1323  193C 1931
10 7 11

177 140 144
61 49 43

VersatBaalungswesen.

ler Magistrat bearbeitet die Berufungen gegen Ent¬

scheidungen der Bundespolizeidirektion in Veraanmlurgsangelegen-
heiten . Es handelte sich in der Hauptsache um  Berufungen wegen
der Untersagung von öffentlichen Umzügen und Versa Ölungen unter
freiem Bimmel.

Im Mai 1929 hat der Bürgermeister als Landeshauptmann
ein Äufmarschverbot für ien erlassen . Er hat dar Bundespolizei¬
direktion in «ien folgende Weisung gegeben:

* ln aer letzten Zeit haben sich in vielen Crten öater eichs,
so in Andritz , larein , 1 apfenberg und aeobersdorf anlass-
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lieh von Aufmärschen arge uhestörungen ereignet , die so¬
gar von aer Verletzung von onsehen begleitet v.aren . , rm
derartige Vorkommnisse auf die Großstadt »ien übergrif en,
so * irde dies zu ganz unabsehbaren Konsequenzen führen,
ja zu schwerer Gefährdung von * nachenleben und zu empfind¬
lichen Störungen des Wirtschaftslebens der Großstadt und
des Fremdenverkehrs , die bei der derzeitigen wirtschaft¬
lichen Lage unerträglich waren.
Ha eine solche Gefährdung hintsnzuhalten , gebe ich als
Landeshauptmann mit sofortiger Wirksamkeit die »eisurig,
bis auf weiteres alle Aufmärsche uniformierter Selbst¬
schutz verbünde ( "Seibetschütz ien ** , «Heimatschützver-
band » ien - , *ftteuer Aehrvertand ", Wiener HeLawehr ", »Öster¬
reichische Frontkämpfervereinigung * , "Kepublizanischer
ichutabttad ", „Christliche Arbeiter - Heimwehr “ , "Wiener / r-
oeiterwehr * und dergl . ) in militärischer Lrdnung unter
freiem Bimmel gemäß % 6 des Versaomlungsgeset zea zu unter¬
sagen.
Auf die in i, 5 des Versammlungsgesetzes bezeichneten volks¬
tümlichen Fest oder Aufzüge , t rczeeaioren u . s . w. erstreckt
sich diese Weisung selbstverständlich nicht . "

Lurch Weisung der Bundesregierung an die Landeshaupt¬
männer wurde im Mbi 1931 ein generelles Aufmarschverbot fr
alle Lander erlassen . Während der Zeit vom 19 . Dezember 1931
bis ;nde Jänner 1932 wurde generelles Verbot zur Abhaltung von
öffentlichen Versammlungen unter Hinweis auf den .eihnachtsfrie-
den erlassen.

■I
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